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Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Satzung Uber die Erhebung von Beitragen fir strallenbauliche MaRnahmen und von Kostenersatz fiir
Grundstuckszufahrten der Landeshauptstadt Potsdam (Stralenbaubeitragssatzung)

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeirate: [] Nein
[l Ja, infolgende OBR:

[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BogKVerf

[] zurInformation




Finanzielle Auswirkungen? [] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Die Anderung der StraRenbaubeitragssatzung betrifft nur wenige StraBenbaumaRnahmen die
beidseitig im Auldenbereich liegen, insbesondere Radwege und Ortsverbindungstralien.

Diese Malinahmen wurden bisher wegen der bestehenden Rechtslage zuriickgestellt. Es ergeben
sich daraus keine finanziellen Auswirkungen.

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 3 Geschaftsbereich 4




Berechnungstabelle Demografiepriufung:

Bedarfsgerechtes Selbstbe
Wirtschaftswachs . . Gute Wohnbe- und qualitativ .
.. Ein Klima von . .. . stimmtes
tum fordern, dingungen fir hochwertiges .
. Toleranzund |. Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- . junge Menschen| Betreuungs-und . . .
Offenheitin der . . . | Leben bis ins index Demografie-
gebot erhalten N und Familien |Bildungsangebot fur !
Stadt fordern . . hohe Alter Demografie relevanz
bzw. ausbauen . ermoglichen Kinder u. Jugendl. .y
. Gewichtung: 10 . . ermoglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten Gewichtuna: 20
Gewichtung: 20 9
0 keine

Begriindung:

In der geanderten Satzung wird der strallenbaubeitragsrechtliche Anlagenbegriff durch den
erschlieBungsbeitragsrechtlichen Anlagebegriff im Sinne des § 127 Abs.2 BauGB ersetzt. Das hat
folgenden Hintergrund:

In einer StralRenbaubeitragssatzung muss als Regelungsbestandteil der Anlagenbegriff definiert sein.
In der Potsdamer StralRenbaubeitragssatzung hat sich der Satzungsgeber durch die Formulierung
.---Einrichtungen im Bereich der 6ffentlichen Stralen...” in § 1 Abs. 1 fir den sogenannten weiten
Anlagenbegriff entschieden. Wurde dieser spezifische stralenbaubeitragsrechtliche Anlagenbegriff
gewahlt, ist fir die raumliche Abgrenzung der Anlage grundsatzlich auf das Bauprogramm

abzustellen. Dieser Anlagenbegriff unterscheidet sich signifikant vom Anlagenbegriff des
ErschlieBungsbeitrags-rechtes. Insbesondere fiihrt der weite Anlagenbegriff dazu, dass
beispielsweise Radwege oder Strallen, die vollstandig im AuBenbereich verlaufen, eine

Beitragspflicht nach sich ziehen kénnen. Bei zwei Radwegprojekten (Satzkorn-Fahrland und Max-
Eyth-Allee) hatte dies dazu gefiuihrt, dass ausschlief3lich Landwirte zu einem Stralenbaubeitrag
herangezogen hatten werden missen. Auch wenn es sich um atypische Falle handelt und nach § 3
Abs. (5) eine Einzelfallsatzung hatte erlassen werden koénnen, stellt sich die Ermittlung der
konkreten Vorteilslage regelmalig als besonders schwierig dar. Im Ergebnis des
Beteiligungsverfahrens wurden diese Mallnahmen dann zurlick gestellt.

Bei zukiinftigen Strallenbauprojekten im AuRenbereich (Radschnellwege nach Stahnsdorf und
Werder, der Ausbau der Templiner Stral’e) ergeben sich diese Probleme erneut.

Dem Satzungsgeber steht nach der oberverwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung ausdricklich ein
Wahlrecht zwischen engem und weitem Anlagenbegriff zu. In den meisten Bundeslandern gilt im
Stralkenbaubeitragsrecht prinzipiell der gleiche enge Anlagebegriff wie im
Erschliefungsbeitragsrecht. Durch die Streichung ... Einrichtungen und Anlagen im Bereich..” in §
1 Abs. 1 wird der enge Anlagenbegriff definiert. Die neue Formulierung entspricht derjenigen in der
Satzung, die in dem vom OVG Berlin-Brandenburg entschiedenen Fall zugrunde lag (OVG Berlin
Brandenburg, Urteil vom 19. Februar 2014 — OVG 9 B 5.11 — juris Rdnr. 18).

Da es immer wieder im Stadtgebiet Baumalinahmen gab und auch in Zukunft geben wird, bei denen
einzelne Teileinrichtungen der Stralte nach ErschlieBungs- und andere nach StralRenbaubeitragsrecht
abgerechnet werden missen, empfiehlt sich aus Sicht der Verwaltung eine Vereinheitlichung der
Anlagenbegriffe in den beiden Satzungen. Beitragspflichtige werden also bei ein und derselben
MafRnahme nicht mit unterschiedlichen rechtlichen Anlagebegriffen konfrontiert.

Konsequenterweise sind die Regelungen Uber Wirtschaftswege in dem
Strallenbaubeitragssatzungsentwurf gestrichen. Wirtschaftswege sind keine vom erschlieungs-
beitragsrechtlichen Begriff erfassten ErschlieBungsanlagen. Gestrichen werden soll ebenfalls § 3 Abs.
5 Strallenbaubeitragssatzung a.F., der Einzelfallsatzungen fur atypische Verkehrsanlagen vorsieht.

Anlagen

l. StraRenbaubeitragssatzung
Il. Synopse



Satzung uber die Erhebung von Beitragen fir straBenbauliche MaBnahmen und von
Kostenersatz fir Grundstiickszufahrten der Landeshauptstadt Potsdam

Aufgrund §§ 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBI. | S. 286), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 10.07.2014 (GVBI. I, Nr. 32) und der §§ 1, 2, 8 und 10 a des Kommunal-
abgabengesetzes fir das Land Brandenburg vom 31.03.2004 (GVBI. | S. 174), zuletzt geandert
durch das Gesetz vom 10.07.2014 (GVBI. | Nr. 32) hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer
Sitzung vom..... nachfolgende Satzung beschlossen.

§1
Beitragstatbestand

(1) Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes fir die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung,
Erneuerung und Verbesserung von o6ffentlichen StraBen, Wegen und Platzen
(ErschlieBungsanlagen) erhebt die Landeshauptstadt Potsdam von den gemaB § 8 dieser
Satzung Beitragspflichtigen Beitrdge nach MaBgabe dieser Satzung.

Diese Beitrage werden als Gegenleistung daflir erhoben, dass den Beitragspflichtigen durch
die Méglichkeit der Inanspruchnahme dieser Einrichtungen und Anlagen wirtschaftliche
Vorteile geboten werden.

(2)  Zu den Anlagen gehéren auch Wohnwege, die aus tatsachlichen oder rechtlichen Griinden
nicht mit Kraftfahrzeugen befahren werden kénnen.

Ermittlung des beitrggzsféhigen Aufwandes
Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsachlichen Aufwendungen ermittelt.
§3
Anteil der Landeshauptstadt Potsdam und der Beitragspflichtigen
am Aufwand
(1) Die Landeshauptstadt Potsdam tragt den Teil des Aufwandes, der
a) auf die Inanspruchnahme der Anlage durch die Allgemeinheit entfallt,
b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 4 auf ihre eigenen Grundstlcke entfallt.
Der Ubrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu zahlen.

(2) Der Anteil der Landeshauptstadt (LH) Potsdam und der Beitragspflichtigen am
beitragsfahigen Aufwand nach § 3 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt festgesetzt:

bei (StraBenart) Anteil der  Anteil der
LH Beitrags-
Potsdam pflichtigen
1. AnliegerstraBBen
a) Fahrbahn 25 % 75%
b) Radweg (einschlieBlich Sicherheitsstreifen) 25% 75 %
C) Park- und Abstellflachen 25% 75%
d) Gehweg 25 % 75 %
e) kombinierter Geh- und Radweg 25 % 75 %
f) Beleuchtung 25% 75%
Q) Oberfldchenentwésserung 25% 75%




h) selbsténdige Grunanlagen und StraBenbegleitgrin 25% 7%
Eine selbststéandige Grinanlage liegt dann vor, wenn einem

StraBenstreifen nach seinem Umfang und der Intensitat seiner

Bepflanzung eine derartige selbststandige Bedeutung zukommt, dass

es gerechtfertigt ist, diesen Streifen als gesonderte Teileinrichtung

,2arinstreifen” zu qualifizieren.

i) Mischverkehrsflachen 25 % 75 %
Mischverkehrsflachen sind Flachen, die in ihrer ganzen Breite von

FuBgéangern benutzt werden dirfen, jedoch zeitlich unbedingt auch mit

Fahrzeugen benutzt werden kénnen.

2. HaupterschlieBungsstraBen

a) Fahrbahn 50 % 50 %
b) Radweg (einschlieBlich Sicherheitsstreifen) 50 % 50 %
C) Park- und Abstellflachen 40 % 60 %
d) Gehweg 40 % 60 %
e) kombinierter Geh- und Radweg 45 % 55 %
f) Beleuchtung 40 % 60 %
g) Oberflachenentwasserung 45 % 55 %
h) selbsténdige Grinanlagen und StraBenbegleitgriin 40 % 60 %
3. HauptverkehrsstraBen

a) Fahrbahn 70 % 30 %
b) Radweg (einschlieBlich Sicherheitsstreifen) 70 % 30 %
C) Park- und Abstellflachen 50 % 50 %
d) Gehweg 50 % 50 %
e) kombinierter Geh- und Radweg 60 % 40%
f) Beleuchtung 50 % 50 %
g) Oberflachenentwasserung 60 % 40 %
h) selbsténdige Grinanlagen und StraBenbegleitgriin 50 % 50 %
4, HauptgeschaftsstraBen

a) Fahrbahn 40 % 60 %
b) Radweg (einschlieBlich Sicherheitsstreifen) 40 % 60 %
C) Park- und Abstellflachen 25 % 75 %
d) Gehweg 35% 65 %
e) kombinierter Geh- und Radweg 35 % 65 %
f) Beleuchtung 40 % 60 %
g) Oberflachenentwasserung 40 % 60 %
h) selbsténdige Grinanlagen und StraBenbegleitgriin 35% 65 %

(3) Bei den in § 3 Absatz 2 Ziffer 1 bis 5 genannten StraBenarten handelt es sich um
Verkehrsflachen in beplanten wie unbeplanten Gebieten.

(4) Im Sinne des § 3 Absatzes 2 gelten als

1. Anliegerstral3en:

StraBen, die tUberwiegend der ErschlieBung der angrenzenden oder der durch eine
Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundsticke dienen, dazu gehdéren auch die
Wohnwege.



(1a)

2. HaupterschlieBungsstralBen:

StraBen, die der ErschlieBung von Grundstiicken und gleichzeitig dem Verkehr
innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten
Ortsteilen dienen, soweit sie nicht HauptverkehrsstraBe nach Ziffer 3 sind.

3. HauptverkehrsstraBBen:

StraBen, die dem tbergehenden innerértlichen Verkehr oder dem Uberértlichen
Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes- und LandesstraBen im Bereich
der Ortsdurchfahrten.

4. HauptgeschaftsstralBen:

StraBen, in denen die Frontldnge der Grundstiicke mit Ladengeschéften im
Erdgeschoss Uberwiegt, soweit es sich nicht um HauptverkehrsstraBen handelt.

§4

Verteilung des umlageféahigen Aufwandes

Der nach §§ 2 - 3 ermittelte Aufwand wird auf die erschlossenen Grundstiicke nach deren
Flache verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstiicke
nach Art und MaB bertcksichtigt. Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist — unabhéngig von
der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch — jedes zusammenhangende
Grundeigentum, das eine selbststédndige wirtschaftliche Einheit bildet (wirtschaftlicher
Grundsticksbegriff).

Als Grundstiicksflache i. S. d. § 4 Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder sonstig genutzten
Grundstlcken (z. B. Forstflache, Ackerland oder Grlnland), die auBerhalb des
Geltungsbereichs eines Bebauungsplans liegen

a) bei Grundstiicken, die an die Anlage grenzen, die Flache zwischen der gemeinsamen
Grenze des Grundstlicks mit der Anlage und einer im Abstand von 50 m dazu
verlaufenden Linie. Grundsticksteile, die lediglich die wegemaBige Verbindung zur
Anlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstiickstiefe unbericksichtigt;

b) bei Grundstiicken, die nicht an die Anlage angrenzen, die Flache zwischen der
Grundstiicksgrenze, die der Anlage zugewandt ist und einer im Abstand von 50 m
dazu verlaufenden Linie.

Uberschreitet die zuldssige oder tatsachliche Nutzung die Absténde nach § 4 Absatz 1a Satz
1, so fallt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsachlichen oder zulassigen
Nutzung.

Zur Bericksichtigung des unterschiedlichen MaBes und der Nutzung wird die maBgebliche
Grundsticksflache vervielfacht mit

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
C) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,
d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen,
e) 2,00 bei einer Bebaubarkeit mit finf Vollgeschossen,

f) 2,25 bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen.



Fir jedes weitere Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach der Brandenburgischen
Bauordnung Vollgeschosse sind und zu Wohn- und Gewerbezwecken genutzt werden
kdénnen oder bei Geschossen, die rein tatsachlich so genutzt werden.

9) 0,5

h) 0,1

bei Grundstiicken, die einer der baulichen oder gewerblichen
Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden kénnen
(z. B. Friedhéfe, Sport- und Festplatze)

bei Grundstiicken, die weder baulich noch gewerblich genutzt
werden kénnen sowie bei Grundstlicken im AuBenbereich.

Als Zahl der Vollgeschosse gilt bei Grundstiicken,

1. die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen

a)

b)

die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzulassige Zahl der
Vollgeschosse,

fir die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Hohe der
baulichen Anlagen festgesetzt ist, die durch 3,0 geteilte Gebdudehdhe
(Traufhdhe), wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen abgerundet werden,

fir die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Héhe
der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die
durch 3,0 geteilte hdchstzulassige Baumassenzahl, wobei Bruchzahlen auf

ganze Zahlen abgerundet werden,

auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden diirfen, die Zahl von
einem Vollgeschoss,

fur die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt
ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

fur die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Ho6he der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, die nach
der ndheren Umgebung zulassige Anzahl der Vollgeschosse.

Ist tatsé&chlich eine héhere als die festgelegte Zahl der Vollgeschosse vorhanden oder
zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die
zulassige Baumassenzahl oder die héchstzuldssige Gebaudehéhe Uberschritten wird.

2. die innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, wenn sie

a)

b)

bebaut sind, die héchste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse,
mindestens jedoch die Zahl der nach der naheren Umgebung zulassigen
Vollgeschosse.

unbebaut sind, die Zahl der nach der ndheren Umgebung zulédssigen
Vollgeschosse.

§ 4 Absatz 3 Nr. 1 Buchstaben d) und e) gelten entsprechend.

3. die im AuBenbereich liegen und bebaut sind, die Zahl der tatsachlich vorhandenen
Vollgeschosse.



Zur Bertiicksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die im § 4 Absatz 2
festgesetzten Faktoren um 0,5 erhéht:

1. bei Grundstiicken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern- und Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentrum und
groBflachige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und Kongresse;

2. bei Grundstiicken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan
eine Nutzung wie in den unter § 4 Absatz 4 Ziffer 1. genannten Gebieten vorhanden
oder zul&ssig ist;

3. bei Grundsticken auBerhalb der unter § 4 Absatz 4 Ziffer 1. und 2. bezeichneten
Gebiete, die gewerblich, industriell oder in &hnlicher Weise genutzt werden (z. B.

Grundstlicke mit Biro-, Verwaltungs-, Handels-, Post-, Bahngeb&auden, Krankenhaus-

, Schul-, Hochschul- und Universitatsgebauden), wenn diese Nutzung mehr als ein
Drittel der vorhandenen Geschossflache Ubersteigt. Liegt eine derartige Nutzung
ohne Bebauung oder zusatzlich zur Bebauung vor, gilt die tats&chlich so genutzte
Flache als Geschossflache.

§5
Vorausleistungen und Ablésung

Sobald mit der Durchfihrung der MaBnahme begonnen worden ist, kann die
Landeshauptstadt Potsdam Vorausleistungen auf die kiinftige Beitragsschuld erheben.

Die H6he der Vorausleistungen betragt 80 % des voraussichtlich endgultigen
StraBenbaubeitrages.

Der StraBenbaubeitrag kann durch 6éffentlich-rechtlichen Vertrag abgelést werden. Der
Abldsebeitrag richtet sich nach der voraussichtlichen Hohe des nach MaBgabe dieser
Satzung zu ermittelnden StraBenbaubeitrages.
Ein Anspruch auf Abschluss eines Ablésevertrages besteht nicht.

§6

Abschnitte von Anlagen

Flr selbststandig benutzbare Abschnitte einer Verkehrsanlage kann der Aufwand jeweils
selbststandig ermittelt und erhoben werden.

§7
Kostenspaltung
Der Beitrag bzw. die Vorausleistungen kénnen far:
a) Grunderwerb,
b) Freilegung,
c) Fahrbahn,
d) Radweg,
e) Gehweg,

f) kombinierte Geh- und Radwege,



Q) Park- und Abstellflachen,

h) Beleuchtung,

i) Oberflachenentwasserung,

j) selbstandige Grinanlagen und StraBenbegleitgrin

gesondert und in Reihenfolge des fir den Beitragspflichtigen nutzbaren Baufortschritts
erhoben werden.

(2) Der § 7 Absatz 1 gilt entsprechend fur Abschnitte von Verkehrsanlagen.

§8
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentimer des Grundstlckes ist.

(2) Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentiimers der
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht fiir das Grundstlick ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des
Eigentimers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.09.1994
(BGBI. I, S. 2457) genannten nattrlichen und juristischen Personen des privaten und
offentlichen Rechts.

Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn im Zeitpunkt des Erlasses des
Beitragsbescheides das Wahlrecht tUber die Bestellung eines Erbbaurechts oder der Ankauf
des Grundstiickes gemaB §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits
ausgelbt und gegen den Anspruch des Nutzers keine nach dem
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend gemacht
worden sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht des Grundstiickseigentimers unberthrt.

(4) Der Beitragspflichtige ist verpflichtet, alle fir die Veranlagung erforderlichen Angaben
wahrheitsgemaB und unverzlglich nach Aufforderung durch die Landeshauptstadt Potsdam
zu machen bzw. glaubhaft zu machen. Er hat bei 6rtlichen Feststellungen der
Landeshauptstadt Potsdam die notwendige Unterstitzung zu gewéahren.

(5) Mehrere Eigentimer, Erbbauberechtigte und Nutzer haften als Gesamtschuldner.

§9
Falligkeit

Der Beitrag und die Vorausleistung werden einen Monat nach Bekanntgabe des jeweiligen
Abgabenbescheides fallig.

§ 10
Beteiligung der Anlieger

Die Beitragspflichtigen sind rechtzeitig vor Beginn einer AusbaumaBnahme Uber deren Bereich, die
Art und den Umfang sowie Uber die H6he der zu erwartenden Kosten und die fir das Grundstick
voraussichtlich anfallenden Beitrdge schriftlich zu informieren. Dabei ist ihnen Gelegenheit zu
geben, Stellung zu nehmen und Einwande zu auBern oder Vorschlage einzubringen.

Die Beitragspflichtigen sind berechtigt, hierzu die Planungsunterlagen einzusehen. Spricht sich eine
Mehrheit der Beitragspflichtigen gegen die AusbaumaBnahme aus, ist die Angelegenheit der
Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung vorzulegen.



§ 11

Kostenersatz fiir Grundstiickszufahrten

(1) Der Landeshauptstadt Potsdam ist der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung,
Veranderung und Beseitigung sowie die Kosten far die Unterhaltung einer
Grundstickszufahrt zu den dem offentlichen Verkehr gewidmeten StraBen, Wegen und
Platzen zu ersetzen. Vom Ersatz der Kosten flr die Unterhaltung sind die Kosten flr die
StraBenreinigung und den Winterdienst ausgenommen. Der zu erstattende Aufwand und die
zu erstattenden Kosten sind in tatsachlich entstandener Hohe zu ersetzen. Fur die Person
des Kostenerstattungspflichtigen gilt § 8 entsprechend.

(2) Wird eine Uberfahrt tber einen Geh- oder Radweg aufwendiger hergestellt, erneuert oder
verandert als es dem regelméaBigen Verkehrsbedirfnis fir einen solchen Geh- oder Radweg
entspricht, hat der Kostenerstattungspflichtige der Landeshauptstadt Potsdam die
Mehrkosten fur den Bau und die Unterhaltung zu ersetzen. § 11 Abs. 1 Satz 2 und 3 gelten
entsprechend.

(3) Der Ersatzanspruch nach den § 11 Abs. 1 und 2 entsteht mit der Herstellung der

Benutzbarkeit der Grundstiickszufahrt oder der Uberfahrt iiber den Geh- oder Radweg, im
Ubrigen mit der Beendigung der MaBnahme. § 9 gilt entsprechend.

§12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Potsdam, den

Jann Jakobs
Oberblirgermeister



Satzung iber die Erhebung von Beitrdgen fiir
straBenbauliche  MaBnahmen und von
Kostenersatz fiir Grundstiickszufahrten der
Landeshauptstadt Potsdam

Aufgrund §§ 5 und 35 der Gemeindeordnung fir
das Land Brandenburg (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBI. | S.
298), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22.06.2005 (GVBI. | S. 210) in
Verbindung mit §§ 1, 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land
Brandenburg (KAG) in der Neufassung vom
15.06.1999 (GVBI. I, S. 231), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 26.04.2005 (GVBI. | S. 170)
hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer
Sitzung vom 26.04.2006 nachfolgende Satzung
beschlossen.

§1
Beitragstatbestand

(1)  Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes flr
die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung,
Erneuerung und  Verbesserung von

Offentlichen StraBen, Wege und Platze
(ErschlieBungsanlagen) erhebt die
Landeshauptstadt Potsdam von den
geman § 8 dieser Satzung
Beitragspflichtigen Beitrage nach
MaBgabe dieser Satzung.

Diese Beitrage werden als Gegenleistung
dafir erhoben, dass den
Beitragspflichtigen durch die Méglichkeit
der Inanspruchnahme dieser
Einrichtungen und Anlagen wirtschaftliche
Vorteile geboten werden.

(2)  Zuden Anlagen gehéren auch Wohnwege,
die aus tatséchlichen oder rechtlichen
Grinden nicht mit Kraftfahrzeugen
befahren werden kénnen urd-&ffentliche

Eeld-und Waldwege (Wirtschaftswege).

§3
Anteil der Landeshauptstadt Potsdam
und der Beitragspflichtigen
am Aufwand

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam tragt den Teil
des Aufwandes, der

a) auf die Inanspruchnahme der Anlage
durch die Allgemeinheit entfallt,

b) beider Verteilung des Aufwandes
nach § 4 auf ihre eigenen Grundstlicke
entfallt.

Der ubrige Teil des Aufwandes ist von
den Beitragspflichtigen zu zahlen.

Satzung iber die Erhebung von Beitragen fiir
straBenbauliche n MaBnahmen und von
Kostenersatz fiir Grundstiickszufahrten der
Landeshauptstadt Potsdam

Aufgrund §§ 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg
(BbgKVerf) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 18.12.2007 (GVBI. | S. 286), zuletzt
geéandert durch Gesetz vom 10.07.2014 (GVBI. |,
Nr. 32) und der §§ 1, 2, 8 und 10 a des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land
Brandenburg vom 31.03.2004 (GVBI. | S. 174),
zuletzt geéndert durch das Gesetz vom
10.07.2014 (GVBI. | Nr. 32) hat die
Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung
nachfolgende Satzung beschlossen.

§1
Beitragstatbestand

(1)  Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes fir
die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung,
Erneuerung und  Verbesserung von
offentlichen StraBen, Wegen und Platzen
(ErschlieBungsanlagen) erhebt die
Landeshauptstadt Potsdam von den
geman § 8 dieser Satzung
Beitragspflichtigen Beitrage nach
MaBgabe dieser Satzung.

Diese Beitrage werden als Gegenleistung
dafir erhoben, dass den
Beitragspflichtigen durch die Mdglichkeit
der Inanspruchnahme dieser
Einrichtungen und Anlagen wirtschaftliche
Vorteile geboten werden.

(2)  Zuden Anlagen gehéren auch Wohnwege,
die aus tatséchlichen oder rechtlichen
Grinden nicht mit Kraftfahrzeugen
befahren werden kénnen.

§3
Anteil der Landeshauptstadt Potsdam
und der Beitragspflichtigen
am Aufwand

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam tragt den Teil
des Aufwandes, der

a) auf die Inanspruchnahme der Anlage
durch die Allgemeinheit entfallt,

b) bei der Verteilung des Aufwandes
nach § 4 auf ihre eigenen Grundstlicke
entfallt.

Der Ubrige Teil des Aufwandes ist von
den Beitragspflichtigen zu zahlen.




Der Anteil der Landeshauptstadt (LH)
Potsdam und der Beitragspflichtigen am
beitragsfahigen Aufwand nach § 3
Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt

Der Anteil der Landeshauptstadt (LH)
Potsdam und der Beitragspflichtigen am
beitragsfahigen Aufwand nach § 3
Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt

festgesetzt: festgesetzt:
bei (StraBenart) Anteil der Anteil der bei (StraBenart) Anteil der  Anteil der
LH Beitrags- LH Beitrags-
Potsdam  pflichtigen Potsdam  pflichtigen
5.Offentliche-Feld- |25% 75 %
und Waldwege

(4)

als

Im Sinne des § 3 Absatzes 2 gelten

1. AnliegerstraBen:

StraBen, die Uberwiegend der ErschlieBung
der angrenzenden oder der durch eine
Zuwegung mit ihnen verbundenen
Grundstlcke dienen, dazu gehéren auch die
Wohnwege.

2. HaupterschlieBungsstraBen:

StraBen, die der ErschlieBung von
Grundsticken und gleichzeitig dem Verkehr
innerhalb von Baugebieten oder innerhalb
von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen
dienen, soweit sie nicht HauptverkehrsstraBe
nach Ziffer 3 sind.

3. HauptverkehrsstraBen:

StraBen, die dem Ubergehenden
innerortlichen Verkehr oder dem
Uberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen,
insbesondere Bundes- und LandesstraBen
im Bereich der Ortsdurchfahrten.

4. HauptgeschéftsstraBen:

StraBen, in denen die Frontlange der
Grundstlicke mit Ladengeschéften im
Erdgeschoss Uberwiegt, soweit es sich nicht
um HauptverkehrsstraBen handelt.

Im Sinne des § 3 Absatzes 2 gelten

(4)

als

1. AnliegerstraBen:

StraBen, die Uberwiegend der ErschlieBung
der angrenzenden oder der durch eine
Zuwegung mit ihnen verbundenen
Grundstlcke dienen, dazu gehéren auch die
Wohnwege.

2. HaupterschlieBungsstraBen:

StraBen, die der ErschlieBung von
Grundsticken und gleichzeitig dem Verkehr
innerhalb von Baugebieten oder innerhalb
von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen
dienen, soweit sie nicht HauptverkehrsstraBBe
nach Ziffer 3 sind.

3. HauptverkehrsstraBBen:

StraBen, die dem Ubergehenden
innerortlichen Verkehr oder dem
Uberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen,
insbesondere Bundes- und LandesstraBen
im Bereich der Ortsdurchfahrten.

4. HauptgeschaftsstraBen:

StraBen, in denen die Frontldange der
Grundstlicke mit Ladengeschéften im
Erdgeschoss Uberwiegt, soweit es sich nicht
um HauptverkehrsstraBen handelt.




Potsdam, den 19.05.2006

Potsdam, den




	Vorlage
	Anlage  1 Straßenbaubeitragssatzung
	Anlage  2 Synopse

